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Besserwisser, Menschen, die sagen, sie
hätten es „ja vorher schon gewusst“ und
man hätte „besser auf sie gehört“, sind
meistens keine besonders sympathi-
schen Zeitgenossen. Doch in Bezug auf
die Planungen zur Neuregelung der
sonderpädagogischen Förderung im
Bereich des Staatlichen Schulamts für
den Kreis Groß-Gerau und den Main-
Taunus-Kreis kann die GEW diese Aus-
sagen mit Fug und Recht für sich in An-
spruch nehmen. Die Planungen des
Staatlichen Schulamts zur Umsetzung der
neuen „Verordnung über Unterricht, Er-
ziehung und sonderpädagogische För-
derung von Schülerinnen und Schülern
mit Beeinträchtigungen oder Behinde-
rungen“ (VOSB) wurden in den letzten
Tagen vor den Sommerferien nach hefti-
gen Auseinandersetzungen weitgehend
zurückgenommen, der zuständige Dezer-
nent bat um die Entbindung von dieser
Aufgabe. Der Amtsleiter zog die Not-
bremse und stellte die Uhr wieder auf
Null: In allen wesentlichen strukturellen
und quantitativen Fragen wurde der am

Anfang des Schuljahres bestehende
Zustand wiederhergestellt. Dies gilt
insbesondere

für die Strukturen und Zuständigkei-
ten der sonderpädagogischen Bera-
tungs- und Förderzentren (BFZ) und

für die Zuweisung von Ressourcen
für die sonderpädagogische Förde-
rung im Rahmen des bestehenden Ge-
meinsamen Unterrichts (GU).

Die besonderen Bedingungen im Main-
Taunus-Kreis werden von Andreas
Stähler in einem gesonderten Beitrag in
dieser Ausgabe von GEW regional be-
leuchtet.
Die Irrwege des Staatlichen Schulamts
sind vor allem auf zwei Fehleinschätzun-
gen zurückzuführen, die von der GEW in
der Öffentlichkeit (beispielsweise mit der
auf dem Bildungstag 2011 verabschie-
deten „Kelsterbacher Erklärung“ und in
vielen Artikeln in GEW regional) und von
der GEW-Fraktion im Gesamtpersonalrat

immer wieder und
in aller Deutlich-
keit benannt wur-
den:

Die Bera-
tungen des Staat-
lichen Schulamts
fanden hinter ver-
schlossenen Tü-
ren statt. Einbezo-
gen waren regel-
mäßig nur die Lei-
terinnen und Lei-
ter der BFZs be-
ziehungsweise die
Leitungen der
Schulen, die nach
dem Willen des
Schulamts in der
Frage der Neuord-
nung der sonder-
pädagogischen
Förderung eine
zentrale Rolle
spielen sollten.
Die Regelschulen,
die die Inklusion
umsetzen sollen,
waren von den

Beratungen ausgeschlossen. Auch
Förderschulen mit BFZ-Status wie die
Astrid-Lindgren-Schule in Groß-
Gerau wurden nicht beteiligt. Ein
„Jour fixe“, mit dem die Regelschulen
wenigstens über den Stand der Pla-
nungen informiert werden sollten,
fand nur einmal statt. Ein weiteres
Treffen, das bereits terminiert war,
wurde abgesagt. Lediglich der
Gesamtpersonalrat der Lehrerinnen
und Lehrer (GPRLL) wurde – das sei
an dieser Stelle ausdrücklich konsta-
tiert – vom Staatlichen Schulamt re-
gelmäßig informiert, sowohl durch die
Vorlagen des Amtes in den gemein-
samen Sitzungen als auch durch die
Einladung zu den Schulleiterdienst-
versammlungen. Bedauerlich und är-
gerlich, dass die dort vorgetragenen
warnenden Hinweise und Mahnun-
gen nicht gehört wurden!

GEW und Gesamtpersonalrat haben
von Anfang an dringend empfohlen,
bei den Überlegungen für eine Aus-
weitung inklusiver Maßnahmen
zunächst einmal mit den Schulen zu
sprechen, die entsprechende Erfah-
rungen im Bereich des GU gesammelt
haben. Deren Erfahrungen zu igno-
rieren und durch eine Ressourcen-
verteilung nach dem Gießkannenprin-
zip gleichzeitig funktionierende
Strukturen zu gefährden, kann als
zweiter zentraler Planungsfehler an-
gesehen werden.

In einem dritten Bereich, der hessenweit
bei der Vorbereitung des neuen Schul-
jahres zahlreiche Konflikte produzierte,
hatte das Staatliche Schulamt schon im
Lauf des Jahres eingelenkt und die Zu-
sage gegeben, Förderschullehrkräfte, die
in die Kollegien der Regelschule inte-
griert sind und deren Stammschule die
allgemeine Schule ist, nicht gegen ihren
Willen an ein BFZ zu versetzen.

Erfolgreiche Proteste
gegen Kürzungen im Kreis
Groß-Gerau

Ein spezifisches Problem im Kreis Groß-
Gerau trug auf Grund der Ressour-
cendeckelung durch das Kultusminis-

Kein guter Start
Neuordnung der sonderpädagogischen Förderung in den Kreisen
Groß-Gerau und Main-Taunus



GEW regional 7

terium zu einer zusätzlichen Verschärfung
der Konflikte bei. Seit vielen Jahren gilt
im Staatlichen Schulamt der Grundsatz,
die Ressourcenverteilung für den GU
zwischen dem Main-Taunus-Kreis und
dem Kreis Groß-Gerau nicht zu verän-
dern. Obwohl der Kreis Groß-Gerau mehr
Schülerinnen und Schüler hat, geht der
größere Teil der Ressourcen an die Schu-
len im Main-Taunus-Kreis. GEW und
GPRLL haben dies bisher immer mitge-
tragen, da eine Umverteilung aus
„Gerechtigkeitsgründen“ erfolgreiche,
zum Teil seit über 20 Jahren praktizierte
Konzepte und Strukturen im Main-
Taunus-Kreis gefährdet hätte, weil für
neu einzurichtende Maßnahmen keine
zusätzlichen Stellen zu bekommen waren.
Am Anfang des letzten Schuljahres, als
die Planungen für die Inklusion aufge-
nommen wurden, stand deshalb die Ent-
scheidung des Schulamtsleiters, an die-
ser – zwar unbefriedigenden, aber von
allen getragenen – Verteilung zwischen
Main-Taunus und Groß-Gerau nicht zu
rütteln. Gleichzeitig machte man sich
allerdings im Schulamt daran, eine eben-
solche „Ungerechtigkeit“ im Kreis Groß-
Gerau zu beseitigen. Dort gibt es –
ebenfalls seit vielen Jahren – eine
Bündelung der GU-Ressourcen im Nor-
den des Kreises, also gerade auch in den
sozialen Brennpunkten der Städte
Rüsselsheim, Raunheim und
Kelsterbach. Hier hatten sich die Schu-
len schon sehr früh der Aufgabe gestellt,
alle Kinder der Region aufzunehmen. Für
die Schulen im Südkreis waren dann in
den folgenden Jahren keine neuen GU-
Maßnahmen genehmigt worden, da „kei-
ne Ressourcen“ vorhanden waren. Das
sollte sich jetzt „im Jahr 1 der Inklusion“
ändern, indem Ressourcen aus dem Nord-
kreis in den Süden „verlagert“ werden
sollten. Das brachte die Schulen mit lang-
jährigen GU-Erfahrungen, die von den
bevorstehenden Kürzungen erst weni-
ge Tage vor Ende des Schuljahres erfuh-
ren, verständlicherweise in Rage. Eltern-
beiräte wurden genauso aktiv wie die
Kollegien. Auszüge aus der Resolution
einer gemeinsamen Personal-
versammlung aller Schulen in
Kelsterbach und Raunheim dokumentie-
ren wir in Auszügen (siehe Kasten).

Schließlich blieb dem Schulamt nichts
anderes übrig, als die Kürzungen zurück-
zunehmen, zumal sich auch das Kultus-
ministerium (wie zu erwarten) nicht hin-
ter den Abbau funktionierender
integrativer Strukturen stellte.

Man muss auf
die Schulen
hören

Auch eine weitere
Strukturentscheidung
des Schulamts wurde
buchstäblich in letzter
Minute zurückgezo-
gen. Ebenfalls ohne
jede Beratung mit den
Regelschulen war hin-
ter verschlossenen Tü-
ren entschieden wor-
den, die Zuständigkei-
ten der regionalen BFZ
im Kreis Groß-Gerau zu
verändern. Bisher wur-
de der GU an den
Regelschulen perso-
nell entweder durch die
Abordnung von Lehr-
kräften des regional zu-
ständigen BFZ abgedeckt oder durch
Förderschullehrkräfte, die ihre Stamm-
schule an der Regelschule haben.
Dadurch hatten sich in den letzten Jah-

ren intensive personelle und pädagogi-
sche Kooperationen zwischen den BFZ
und den Regelschulen ergeben. Gemein-
same Projekte zur Rückschulung von

Resolution der gemeinsamen Personalversammlung aller
Schulen in Kelsterbach und Raunheim

Am Ende des Schuljahres wurde den Schulen in Kelsterbach und Raunheim
mitgeteilt, dass die geplante und den Schulen bereits mitgeteilte Kürzung
ihrer personellen Ressourcen für den gemeinsamen Unterricht nicht umge-
setzt wird und die Schulen ihre bisherige Stellenzuweisung behalten kön-
nen. Insgesamt sollten die Ressourcen für die sonderpädagogische Förde-
rung um mehr als ein Drittel gekürzt werden, an der Anne-Frank-Schule
Raunheim, deren inklusives Konzept auch überregionale Aufmerksamkeit
findet, sogar um 50%. Zu dem Erfolg haben die Proteste der Schulleitungen,
der Schulträger und Gemeindeparlamente, der Eltern und auch einer ge-
meinsamen Personalversammlung aller Schulen in Kelsterbach und
Raunheim beigetragen, aus deren Resolution wir auszugsweise zitieren:

„Der Abzug von Lehrerstellen stellt die bisherige Arbeit massiv in Frage.
Erfolgreiche  Konzepte für die Bildung pädagogischer Teams können mit der
vorgesehenen Zuweisung nicht mehr fortgesetzt werden. Da die Zuweisung
höchstens ausreicht, um die bestehenden Maßnahmen fortzusetzen, wird es
in den neuen Klassen und bei der Feststellung eines Bedarfs für neue sonder-
pädagogische Maßnahmen in den bestehenden Klassen wieder vermehrt zu
Überweisungen in eine Förderschule kommen. All das hat mit der Schaffung
neuer, inklusiver Strukturen in Hessens Schulen, die am 1.August 2012 ein-
geleitet werden sollen, überhaupt nichts zu tun! (…) Wir sehen in den Kür-
zungen auch einen Angriff auf die Qualität unserer Arbeit und eine Missach-
tung  unserer bisherigen Erfahrungen und Leistungen in dem Bereich der
Integration und des Aufbaus inklusiver Strukturen. Wir fordern eine Rück-
nahme der Kürzungen und eine konsequente Einbeziehung der Regelschulen
in die Planungen und in die Entwicklung inklusiver Strukturen. (…) Dass
Inklusion in Hessen mit dem Abbau pädagogischer Qualität beginnt, macht
uns wütend und ratlos.“
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Förderschülern, zum Erwerb des Haupt-
schulabschlusses oder zur Berufs-
orientierung gehören genauso dazu wie
ein personeller Austausch durch wech-
selseitige Abordnungen. Dieser Koope-
ration drohte jetzt mit einem Federstrich
das Aus: Der Dezentralen Schule für Er-
ziehungshilfe (DSEH), die in den letzten
Jahren große Fortschritte bei der Betreu-

Auch die – in Zeiten der Inklusion –
höchst fragwürdige Absicht der Schul-
träger Groß-Gerau  und Rüsselsheim, zum
Beginn des neuen Schuljahres mit zwei
„Auszeitklassen“ für die vorübergehen-
de Beschulung von „nicht beschulbaren“
Kindern der Grundschulen an den Start
zu gehen, wurde gestoppt. Auch die
hierfür benötigten Ressourcen sollten

Beschulung einladen, um den Ist-
Stand und die Forderungen für die
weitere Entwicklung zu diskutieren.
Eine erste Möglichkeit besteht dazu
beim Bildungstag der GEW am 15.
September an der Heinrich-Böll-
Schule in Hattersheim.

Wir planen, Anfang 2013 eine größe-
re Fachtagung für die Schulen im
Kreis Groß-Gerau und im Main-
Taunus-Kreis durchzuführen.

Anfang September geht auch die
Internet-Plattform der
„Beobachtungsgruppe Inklusion“
der GEW Hessen in Kooperation mit
der LAG Gemeinsam leben – Ge-
meinsam lernen ans Netz, die die
Möglichkeit bietet, sich über den
Stand und die Probleme bei der Um-
setzung der Inklusion auszutauschen
(www.gib-hessen.de ).

Auch wir in der GEW haben nicht auf
alles eine Antwort. Auch wir haben
Beratungsbedarf beispielsweise für die
folgenden Fragen:

Wie stellen wir sicher, dass die Förde-
rausschüsse nach dem Wohl des
Kindes entscheiden und danach die
erforderlichen Ressourcen einfor-
dern?

Wohin „gehören“ die Förder-
schullehrerinnen und Förderschul-
lehrer vorrangig, in die „multi-
professionellen Teams“ oder in die
Fachlichkeit der BFZ als Kompetenz-
zentren zur Steuerung von Ressour-
cen und Personal?

Wie geht es in Zeiten der Inklusion
weiter mit den Förderschulen?

Wie gehen wir mit dem Grundsatz der
Inklusion und den notwendigen
Qualitätsstandards um, wenn die
Ressourcen weiter zu knapp bleiben?

Wie gelingt  es, mehr Schulen und
alle Schulformen in den Prozess ein-
zubeziehen?

Lasst uns darüber reden und dafür sor-
gen, dass die Ergebnisse der Beratun-
gen auch Gehör finden!

Harald Freiling

ung erziehungsschwieriger Kinder auf
den Weg gebracht hat, sollte jetzt par
ordre de mufti die gesamte Zuständig-
keit für die sonderpädagogische Förde-
rung an allen Schulen der Sekundarstu-
fe I übertragen werden, also nicht nur
für Kinder mit Beeinträchtigungen ihrer
emotionalen und sozialen Entwicklung
(wie der neue Fachterminus im Schul-
gesetz lautet), sondern auch für Beein-
trächtigungen beim Lernen (Lernhilfe)
und Sprechen (Sprachheilbedarf). Die re-
gionalen BFZ an der Schillerschule
Gernsheim, der Goetheschule Groß-
Gerau, der Borngrabenschule Rüssels-
heim und der Karl-Krolopper-Schule
Kelsterbach sollten nur noch für die
Grundschulen zuständig sein. Bei der
geplanten Ressourcenverteilung nach
den Gesamtschülerzahlen (und nicht
nach Fallzahlen) hätte die DSEH die Zu-
ständigkeit für die Verteilung der Res-
sourcen für rund 13.000 Schülerinnen
und Schüler der Sekundarstufe I erhal-
ten, die regionalen BFZ die Zuständig-
keit für 9.500 Grundschülerinnen und
Grundschüler. Auch diese Entscheidung
wurde gekippt, so dass die regionalen
BFZ jetzt für alle Grundschulen und
Schulen der Sekundarstufe I in der Regi-
on zuständig sind und die DSEH als
Kompetenzzentrum für Fragen der Er-
ziehungshilfe weiterentwickelt werden
soll.

aus der Gesamtzuweisung für die
sonderpädagogische Förderung heraus-
geschnitten werden.

Kein guter Start, aber die
Hoffnung stirbt zuletzt

All dies hat die beteiligten Menschen im
Schulamt und in den Schulen sehr viel
Kraft und Nerven gekostet. Kolleginnen
und Kollegen in den Schulen wurden
täglich mit neuen Informationen, was
jetzt angeblich „so entschieden“ und
deshalb auch „alternativlos“ sei, kon-
frontiert und durchlebten ein Wechsel-
bad der Gefühle und Überlegungen, wie
ihr Arbeitsplatz im neuen Schuljahr aus-
sehen wird. Kein guter Start für die In-
klusion! Aber immerhin – auch das ist
nicht selbstverständlich – wurde am
Ende die Reißleine gezogen und darauf
verzichtet, als fehlerhaft erkannte Ent-
scheidungen durchzuboxen. Von daher
ist zu hoffen, dass das neue Schuljahr
genutzt wird, die versäumten Gespräche
zu führen und die Betroffenen, die die
Inklusion voranbringen sollen (und wol-
len!), umfassend einzubeziehen. GEW
und Gesamtpersonalrat sind dazu bereit
und werden ihren Beitrag dazu leisten:

Wir werden möglichst bald zu weite-
ren Treffen der Lehrkräfte und Schul-
leitungen im GU und in der inklusiven


